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I m N a m e n d e s V o l k e s

In Sachen,

Kläger und Revisionsbeklagte,

hat der 11„ Senat des Bundessozialgerichts in der

Sitzung am 220 April 1959 ‘
»

ohne mündliche Verhandlung

für Recht erkannt;

Die Revisionen des Beklagten und der Beigeladenen

gegen das Urieil des Lendessozialgerichts Rheinland—

Pfalz Vom 30 Juli 1958 werden zurückgewieseno

‚Der Beklagte und die Beigeladene haben den Klägern

die außergerichtliohen Kosten des Revisionsverfah—

rens zu erstatten„
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Der Sohn der Kläger, Johann Schrxxxx. ist am 510 März 1945 ge—

fallen; die Kläger haben keine weiteren leiblichen Kinder, sie

haben jedoch durch notariellen Vertrag vom 210 März 1951, vor—
mundschaftsgerichtlich bestätigt am 110 Juni 1951, ein Kind an

Kindes Statt angenommen, Durch Bescheid vom 30, Juli 1955 ge—

währte das Versorgungsamt (VersorgAc) Koblenz den Klägern El—

ternrente nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) für die Zeit

vom 10 Januar bis 31, März 1955, vom 1, April 1955 an wurde die

Elternrente versagt, weil die Kläger nicht bedürftig seien, da
ihr Einkommen die gesetzliche Einkommensgrenze übersteigeo Am

250 September 1956 beantragten die Kläger, ihnen vom 1, April

1956 an, dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Fünften Gesetzes

zur
Änderung und Ergänzung des BVG vom 6° Juni 1956, wieder

Elternrente zu gewähren und dabei nach @ 51 Abs, 4 BVG mE() auch

zu berücksichtigen, daß ihr einziges Kind gefallen sei, Durch

Bescheid vom 12, Oktober 1956 gewährte das VersorgA„ vom 1,April

1956 an wieder Elternrente, die Erhöhung der Rente nach @ 51
Abs, 4 BVG noF„ lehnte es jedoch ab, weil die Kläger im Jahre

1951 ein Kind an Kindes Statt angenommen hätten und der Ver—

storbene somit nicht mehr das einzige Kind gewesen sei() Den

Widerspruch wies das Landesversorgungsamt Rheinland—Pfalz durch

Bescheid Vom 80 Januar 1957 zurück, Auf die hiergegen erhobene

Klage verurteilte das Sozialgericht (SG,) Koblenz durch Urteil

vom 22, Oktober 1957 den Beklagten, den Klägern vom 1° April
1956 an Elternrente unter Berücksichtigung des 5 51 Abs, 4 BVG

zu zahleno Das Landessozialgericht (LSGO) Rheinländ»Bfalz, das

die_£undesrepublik Beutschland, vertreten durch den Bundesmini-

ster für Arbeit und Sozielordnung, gemäß @ 75 des Sozialgerichts—

gesetzes (SGG) beigeladen hätte, wies die Berufung des Beklagten

durch Urteil vom 30 Juli 1958 zurück: Die Berufung sei zulässig,

es handele sich nicht nur um eine Keufeststellung der Versor—

gungsbezüge im Sinne von 5 148 Nr, 5 SGG; eine Neufeststellung

liege zwar auch dann vor, wenn die Rente entzogen und später

wiedergewährt werde, jedoch nur, wenn der Anspruch — das Stamm—

recht — bis zur Keufeststellung fortbestanden habe; hier sei
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jedoch das Stammrecht erloschen gewesen, weil die Kläger nicht

mehr bedürftig gewesen seien; die Berufung sei aber unbegründet;

weil der gefellene Sohn das einzige Kind der K äger gewesen sei;

nach 5 51 Abs„ 4 BVG sollten die Eltern; die ihr letztes oder

ihr einziges Kind oder alle Kinder im Kriege verloren hätten;

wegen dieses besonders schweren Verlustes bevorzugt werden;

weder aus dem Wortlaut noch aus dem Sinn des 5 51 Abs° 4 BVG

sei ersichtlich; daß dies nicht gelten solle, wenn die Eltern

nggh dem Tode des einzigen Kindes ein fremdes Kind an Kindes
Statt angenommen hätten; nach dem BVG sei nicht allgemein ein

Adoptivkind einem leiblichen ehelichen Kind gleichgestellt;

vielmehr sei jeweils besonders bestimmt, wenn ein Adoptivkind

wie ein leibliches Kind zu behandeln sei; für die Blternver—

sorgung ergebe sich aus 5 49 Abs„ 2 BVG9 daß der Tod eines

Adoptivkindes den Anspruch auf Elternversorgung nur begründen

könne9 wenn die Adoytion vor der Schädigung stattgefunden ha—

‘be; hier sei die Adoption aber erst nach der Schädigung der

Kläger„ nämlich nach dem Tode des einzigen Kindes9 erfolgt;

*infolgedessen könne die erhöhte Blternrentc nach 5 51 Abso 4

BVG nicht mit dem Hinweis auf @ 49 BVG abgelehnt werden„ Die
Revision ließ das LSG° zu„ Das Urteil wurde dem Beklagten und

der Beigeladenen am 100 Oktober 1958 zugestellt„ Am 28„ Okto—

ber 1958 legte der Beklagte Revision ein und beantragte9

das Urteil des LSGO Rheinland—Pfalz vom 170 Juli 1958

(richtig: 30 Juli) und das Urteil des SGO Koblenz vom

22„ Oktober_1957 eufzuheben und die Klage abzuweiseno

Am 27„ November 1958 begründete er die Revision: Der gefallene

Sohn der Kläger habe die Eigenschaft als einziges Kind im Sinne

von 5 51 Abso 4 BVG durch die Annahme eines Kindes an Kindes

Statt verloren; durch den Annehmevertrag sei ein echtes Eltern—

Kind—Verhä tnis begründet werden; ein Unterschied zwischen

einem Adoptivkind und einem leiblichen Kind bestehe nicht; wenn

der Tod eines Adoptivkindes zur Bewilligung der Blternrente

nach @ 49 Abs„ 1 Nr„ 2 und zu der Erhöhung nach 5 51 Abs„ 4 BVG
führen könne; sei es auch gerechtfertigt; die Erhöhung nach

@ 51 Abso 4 BVG zu versegen wenn ein Adoptivkind vorhanden9

sei; in diesem Sinne habe sich auch der Bundesminister für

Arbeit und Sozielordnung in seinem Rundschreiben vom 40 März
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1958 (BVB1„ 1958 s„ 389 39 Nr; 18) geäußert, durch Nro 40 (zu
@ 51 BVG) der Bekanntmachung zur Lnderung und Ergänzung der Ver—
waltungsvorschriften vom 30 September 1958 (Bundesanzeiger!

Nr„ 176 vom 150901951 : BVBlO 1958 So 102 ffo) seien die Worte

"@ 51 Abso 3" durch die Worte "@ 51'Abs° 5 gnd_i" ergänzt wor—
dena

Die Beigeladene legte am 100 November 1958 Revision ein und

schloß sich den Anträgen des Beklagten ano Am 90 Dezember 1958

begründete sie ihrerseits die Revision: Die Frage, was unter

"Kind? in der Elternversorgung zu verstehen sei, beurteile sich

nur nach 5 49 BVG; wenn in € 49 Abs„ 2 Nr° 1 BVG Adoptiveltern

den Eltern gleichgestellt werden, sofern sie den Verstorbenen

"vor der Schädigung" an Kindes Statt angenommen hätten, so han—

dele es sich dabei nur um die "Schädigung" des Ad0ptivkindes‚

nicht aber — wie das LSGO ausgeführt habe — um die "Schädigung"

der Eltern-durch den Tod des Adoptivkindesj im vorliegenden Fal—
le sei aber das Adoptivkind nicht beschädigt werden; für die

hier zu beurteilende Frage mache es deshalb keinen Unterschied‚

ob die Adoption vor oder nach dem Tode des einzigen leiblichen

Kindes erfolgt sei9 das Adoptivkind stehe auf jeden Fall einem

leiblichen Kind gleich und nehme den gefallenen Sohn die Eigen—

schaft eines einzigen Kindes im Sinne von 5 51 Abs° 4 BVG„

‚Die Kläger beantragten?

die Revisionen zurückzuweiseno

Alle Beteiligten erklärten sich mit einem Urteil ohne mündliche

Verhandlung einverstanden°

II„

Der Senat hat ohne mündliche Verhandlung entschieden, da die

Voraussetzungen hierfür (5% 1659 153 Abso 1, 124 Abs° 2 see)

vorliegen„

1„ Die Revision ist zugelassen (@ 162 Abs° 1 Nr„ 1 SGG)„ Der

Beklagte und die Beigeladene haben sie form— und fristgerecht

eingelegt; die Dundesrepublik Deutschland, die vom LSGQ nach

5 75 Abs„ 1 Satz 2 SGGbeigeladen worden ist, hat das Recht,
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selbständig Revision einz11egen sie ist auch durch das

angefochtene Urteil beschwert (vgl„ BSGG 2 S0 290, 291)o

Die Revisionen sind daher zulässig„

Da die Zulässigkeit der Berufung eine Vora‘ssetzung ist„

von der das gesamte weitere Verfahren nach Einlegung der

Berufung und damit auch das Verfahren der Revisionsinstanz

in seiner Rechtswirksamkeit abhängt9 ist zunächst von Amts

wegen zu prüfen? ob das LSG„ zu Recht die Berufung für zu—
lässig gehalten und deshalb zu Recht in der Sache selbst

entschieden hat (see 1 s....227 ff„ [5517; 2 so 2259 226;
2 s„ 245 ff„ L'2‘5592557)„ Dies ist der Falle Nach 53148
Nro 3 SGG können in Sachen der „rie gsopferversorgung (KGV)

Urteile mit der Eerufung uoa„ dann nicht angefochten wer—

den, wenn sie die Leufeststellung der Versorgungsbezüge

wegen Änderung der Verhältnisse betreffen„ Zu den Versor—

gungsbezügen nach @ 148 Nr„ 3 SGG gehört auch die Eltern—

renteo Bei dem angeioehtenen Bescheid vom 12 O]:tober 1956

handelt es sich jedoch nicht um eine "Neufes ts tellung" der

Elternrente„ Von einer "Neufeststellung” kann nur die Rede

sein, wenn gleichartige Vers org ungc:chüge früher bereits

festgestellt werden sind; dies kann zwar auch der Fall sein‚

wenn Vers orb(ungs bezüge‚ die früher bewilligt werden sindq

Mpiter entzogen werden; auch in diesem Fall wird durch die

Entziehung über den festg stellten Anspruch "neu" ent—

schieden; darum handelt es sich hier aber nichtr Im vor—

liegenden Falle ist von vornherein durch den Bescheid vom
300 Juli 1955 die Elternrente nur für die Zeit vom 1“ Januar

bis 310 März 1955 bewilligt werden, für die Zeit vom 10

April 1955 an ist der Anspruch abgelehnt worden„ "Versor—
gungsbezüge" sind nieht mehr zu gewähren gewesen? sie haben

damit auch spé ter nicht mehr "neu festges te llt" werden kön—

nen„ Mit dem Inkrafttreten des Fünften Gesetzes zur Ände—

rung und Ergänzung des BVG vom 60 Juni 1956 (BGBl„ I S0 463)

ist für die Kläger vielmehr ein neuer Anspruch auf Eltern—

rente entstanden, über diesen ins pruch ist durch den Bescheid

vom 120 Oktober 1956 erstmals ent chieden werden; dabei hat

es sich nicht um eine Neufeststellung im Sinne von @ 148
Nr„ 3 SGG gehandelto Im Ergebnis hat das LSG„ daher zu Recht
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entschieden, daß die Berufung zulässig gewesen ist()

Die Revisionen sind jedoch nicht begründete

Nach 5551 Abs„ 4 BVGnor„ erhöhen sich die Elternrente (@ 51
Abso 7) und die Einkommensgrenzc (@ 51 Abs„ 2), sofern dies
günstiger ist9 für ein Ehepaar um 50,—— DM, wenn die Eltern

das einzige Kind verloren habeno Diese Voraussetzungen liegen

hier voro

Der am 310 März 1945 gefallene Sohn Johann ist das einzige

Kind der Kläger gewesen° Die Kläger haben zwar durch notariel—

len Vertrag vom 210 März 1951, vornundschsftsgerichtlieh be—

stätigt am 110 Juni 1951, ein am 1° März 1945'geborenes Kind

an Kindes Statt angenommen; in den Voraussetzungen, unter de—
nen sich nach 5 51 Abs„ 4 BVG die Einkommensgrenzen erhöhen,
hat sich dadurch jedoch nichts geänderto Zwar erlangt ein an
Kindes Statt angenommenes Kind nach den äé 1754‚ 1757 des
Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) mit der gerichtlichen Bestäti—

gung des Annehmevertreges die rechtliche Stellung eines ehe—

lichen Kindes„ Dies besagt jedoch noch nicht, daß auch für den
Anwendungsbereich des BVG ein engenommenes Kind in jedem Falle

einem ehelichen Kind gleieh3teht„

Das BVG regelt nicht allgemein, wer als "Kind" im Sinne dieses

Gesetzes anzusehen ist9 es wird insoweit auch nicht etwa auf

die Vorschriften des BGB verwieseno Vielmehr ist im BVG bei

den einzelnen gesetzlichen Tatbeständen jeweils peggnderg be—

stimmt‚ wer als "Kind" im Sinne der jeweiligen Vorschriften

zu berücksichtigen ist° Solche Regelungen enthalten @52 Abe„
5 BVG für die Höhe der Ausgleichsrente des Schwerbeschädigten,
@ 41 Abs„ 1 Buchs

„ 0 BVG in Verbindung mit @ 45 Abs° 2 BVG

für die Auscleicherente der Witwe und 5 45 Abs° 2 BVG für die

Waisenrenteo In diesen Fällen sind den ehelichen und den für

ehelich erklärten Kindern u°a° auch an Kindes Statt angenomme—

ne Kinder gleichgestellto Schon aus dieser ausdrücklichen

Gleichstellung ergibt sich aber, daß das BVG nicht davon aus—

gegangen ist, daß die Vorschriften des BGB über das “eheliche”

Kind auch für das BVG gelten, sonst hätten die an Kindes Statt

angenommenen Kinder neben den "ehelichen" Kindern nicht aufge—
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führt zu werden brauchen, weil sie schon nach bürgerlichem

Recht die Rechtsstellung eines "ehelichen" Kindes haben„

Wenn in diesen Fällen außerdem Stiefkinder und unter ge—

wissen Voraussetzungen Fflegekinder‚ damit also auch nicht

leibliche Kinder? den ehelichen Kindern gleichgestellt sind,

so liegt der Grund darin, daß diese Kinder vom Schwerbesehä—

digtcn, von der Witwe oder von einem oder beiden verstorbe—

nen Eltern unterhalten werden oder unterhalten worden sind°

Für den Anspruch auf Elternrente sind in 5 49 Abso 2 BVG

den Eltern Adoptiveltern gleichgestellt, wenn sie den Ver—

storbenen vor der Schädigung an Kindes Statt angenommen ha—

ben, Stief— und Pflegeeltern, wenn sie den Verstorbenen vor

der Schädigung unentgeltlich unterhalten haben; die Werte

"vor der Schädigung" beziehen sich dabei nur auf die Schä—

digung, an deren Folgen der "Beschädigte" gestorben ist‚ es

handelt sich nicht, wie des LSG° gemeint hat‚ um eine ”Schä—

digung" der Eltern„ die durch den Tod des Beschädigten ein—

getreten wäre (vgl„ die Vorschrift des 5 1 Abs„ 1 und 2 BVG9

die auch in Era 4 Abs„ 1 der Verwaltungsvorschriften zu 5 1

zutreffend dahin erläutert ist, daß der Begriff "Schädigung"

sich auf den schädigenden Vorgang9 nicht aber auf die Folgen

dieses Vorgangs beziehe)„ In @49 Abs„ 2 Nr° 1 und 2 BVG
ist der Anspruch auf Elternrente erkennbar als Ausgleich

dafür gewährt worden, daß die "Eltern" durch den Tod des

Beschädigten Unterhaltsleistungen verloren haben9 und zwar

Adoptiveltern den gesetzlichen Unterhaltsanspruch‚ den sie

nach den @@1757, 1601 BGB haben, Stief— und Pflegeeltern

den Unterhalt, den sie nicht auf Grund eines Rechtsenspruchs‚

sondern auf Grund der sittlichen Verpflichtung des Verstor—

benen haben erwarten können, weil sie den Verstorbenen vor
der Schädigung "unentgeltlich unterhalten haben” (@ 49 Abso

2 Nr„ 2 BVG)° Wenn in 5 49 Aber 2 BVGAdoptiv—‚ tief— und
Pflegeeltern unter bestimmten Voraussetzungen ebenso behan—

delt werden wie Eltern, die ein "ehéliches" Kind verloren

haben, so ist es nur folgerichtig, daß für die ärhéhung der

Elternrente (% 51 Abso 5 EVO) die gleichen Voraussetzungen
gelten wie für die Gewährung der Elternrente an Ad0ptiv—9

Stief— und Pflegeeltern demggggge nach (5 49 Abs„ 2 BVG)O
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Die Verwal+ungsvorschriften in Nr„ 2 (Abs° 1) zu 5 51 BVG in

der Fassung vom 90 August 1956 (BVBlo 1956 S„ 106 ff° Nr„ 38)

mit der Änderung und Ergänzung vom 290 Oktober 1957 (BVBlO 1957
So 174 ff„) halten sich im Rahmen des Gesetzes? wenn sie die
Erhöhung der Elternrente‘nach @ 51 Abso 3 BVG von denselben

Voraussetzungen abhängig machen, von denen die Gewährung der

Elternrente gemäß @49 BVG dem Grunde nach abhängto Nicht mit
dem Gesetz vereinbar ist aber die Neufassung der Verwaltungsvor—

Ischriften zu 5 51 Nr„ 2 (Abs„ 1 und 2) durch Nr„ 40 der Bekannt—

machung des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung vom

30 September 1958 (BVBlO 1958 S0 102 ffo)„ Dort sind die Worte
"@ 51 Abs° 5" in Hr„ 2 Abs„ 1 und 2 der Verwaltungsvorschrif—

ten zu 5 51 BVG durch die Worte "5 51 Abso 3 und 4" ersetzt wor—
den° Diese Änderung hat9 wie auch der Beklagte und die Beige—

ladene zur Begründung ihrer Revisionen ausgeführt haben, zum
Ausdruck bringen sollen‚ daß Eltern, die das einzige leibliche

Kind verloren haben‚ im Sinne von @ 51 Abs° 4 BVG nicht "das

einzige oder das letzte Kind" verloren haben, wenn noch ein

Kind vorhanden ist9 dessen Tod nach @ 49 Abso 2 BVG den An—
'kspruch auf Elternrente auslösen würde° Dieser Auslegung des

5 51 Abs° 3 BVG durch die Neufassung der Verwaltungsvorschrif—

ten kann der Senat für.den vorliegenden Fall nicht folgen() Es

kann dahingestellt bleiben, ob Ad09tiv—F Stief— und Pflegeel—

tern unter den in @ 49 Abs„ 2 Nr° 1 und 2 BVG genannten Voraus—

und Pflegekind “das einzige Kind oder das letzte Kind" gewesen

ist? die Erhöhung der Einkommensgrenzen und damit der Eltern—

rente nach @ 51 Abs„ 4 BVG zu beanspruchen haben; denn um die—

sen Fall handelt es sich hier nicht, weil der Anspruch nicht

aus dem Tod des an Kindes Statt angenommenen Kindes‚ sondern

aus dem Tod des "ehelichen" Kindes hergeleitet wird° Die Frage9

wer als "das einzige oder das letzte Kind" im Sinne von © 51

Ab

regelt (a„A„ Rundschreiben des Bundesministers für Arbeit und

Sozialordnung vom 45„1958, BVBl„ 1958 S„ 38, 39 Nr„ 18)o Eine

Regelung ergibt sich auch nicht aus der entsprechenden Anwen—

dung der @@ 52 Abso 4‚ 41 Abso‚1„Buchsta c, 45 Abso 2 BVG; eine

entsprechende Anwendung dieser Vorschriften kommt nicht in Be—

tracht? weil es sich nicht um rechtsähnliche Tatbestände han—

C
O

„ 4 BVG anzusehen ist, ist im Gesetz nicht ausdrücklich ge—
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delt„ Es kann dahingestellt bleiben, ob auch die Erhöhung der

Elternrente nach 9 51 Abs, 2 BVG, also beim Tod mehrerer Kin—

der, "den Grundsatz verwirklicht, daß einem besonderen Auf—

opferungsanspruch auch eine besondere Entschädigung zum Aus—

gleich der individuellen Nachteile gebührt", ob es sich also

in den Fällen des @51 Abs° ; BVGum ein "soziales Schmerzens—
geld" handelt (so BSG° 1 S„ 272 ff„ 15757) oder um den Aus—
gleich wirtschaftlichen Schadens; jedenfalls handelt es sich

im Falle des 5 51 Abso & BVG um ein solches "soziales Schmer—

zensgeld", ämlich um einen bescheidenen ”Ausgleich" des be—

sonders schweren "ideelleg" Schadens, von dem solche Eltern

betroffen sind, die das einzige oder letzte Kind oder alle Kin—

der (Abs„ 4) verloren habeno Für die Frage, ob wegen des Vor—

handenseins von Kindern die Beschädigtenausgleichsrente zu er—

höhen (@ 52 BVG) oder die Witwenausgleichsrente zu gewähren

ist (@ 41 Abs, 1 Buehst° 0 BVG) oder ob ein Kind Waisenrente

zu beanspruchen hat (@ 45 Abs, 2 BVG), sind dagegen girtsghgjt—
d,23liche Gesichtspunkte maßgebe

Bei der Anwendung des @ 51 Abs, 4 BVG ist daher allein von
dem noch "möglichen" Wortsinn des Gesetzes, von dem Zusammen—

hang, in den diese Bestimmung innerhalb des Gesetzes gestellt

ist, und von dem Zweck auszugehen, den der Gesetzgeber mit der

Regelung verfolgt hat, Ist, wie auch der Beklagte und die Bei—

geladene meinen, der Zweck des © 51 Abs° 4 BVG in einem Aus—

gleich des besonders schweren ”ideellen■ Schadens zu erblicken,

den der Tod des ”einzigen" Kindes bedeutet, so wird diesem

Zweck nur die Auslegung gerecht, die auf das einzige leibliche

Kind abstellt; diesem besonderen Opfer soll durch eine Erhö—

hung der Binkommensgrenzcn und damit — in der Regel — der El—

ternrente Rechnung ge ragen werden, Dieses der Allgemeinheit

gebrachte Opfer wird nicht dadurch ungeschehen gemacht, daß

die Eltern selbst — in aller Regel aus ideellen Gründen - sich

einen Ausgleich dadurch zu schaffen suchen, daß sie nach dem

Tod des "einzigen" Kindes ein fremdes Kind an Kindes Statt an—
nehmen, während für die natürliche ebenso wie für die rechtli—

che Betrachtung ein "Ausgleich" entsteht, wenn Eltern nach dem
Tod des — damals — einzigen Kindes ein weiteres leibliches Kind

bekommeno Im Ergebnis ist daher das ESG° zu Recht davon ausge—
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„_

gangen9 daß die Eltern? die ihr einziges leibliches Kind verlo—

ren haben? nach den erhöhten Einkommenegrenzen Elternrente aus
>

\.

9 51 Abso 4 BVG auch denn zu beanspruchen haben‚ wenn sie nach

dem Tod dieses Kindes ein Kind an Kindes Statt angenommen und

keine leiblichen Kinder mehr bekommen haben„ Soweit in der Neu—

fassung der Verwaltungsvorschriften in der Bekanntmachung vom

30 September 1958 eine andere Auffassung zum Ausdruck gekommen

ist? ist sie mit 5 51 Abso 4 BVG nicht vereinbar und daher für

die Gerichte nicht bindend, die Verwaltungsvorschriften enthal—

ten keine “authentische Auslegung" des Gesetzes (vglc BSGO 6

so 252 fra [9349 2557 mit weiteren Hinweisenß

Das LSGO hat sonach im vorliegenden Falle die Berufung zu Recht

zurückgewiesen‚ die Revisionen des Beklagten und der Beigelade—

nen sind daher zurückzuweisen (@ 170 Abs° 1 Satz 1 SGG)O

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf $ 195 SGG°
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